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Kern: Große Solidarität mit den Geflohenen aus der Ukraine an den
Hochschulen in Baden-Württemberg

Weitere flankierende Maßnahmen an den Hochschulen erforderlich.

Zur heute beschlossenen Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes mit dem Ziel, die aus der
Ukraine Geflüchteten von den Studiengebühren für internationale Studierende freizuhalten, sagte der
hochschulpolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Timm Kern:

 

„Es ist ein zweifellos gebotener Akt der Solidarität mit den Geflohenen aus der Ukraine, die Studierenden
an unseren Hochschulen aufzunehmen und ihnen ein gebührenfreies Studium zu ermöglichen. Deshalb
haben wir auch den Gesetzgebungsturbo mitgetragen und innerhalb von 24 Stunden die notwendige
Gesetzesänderung mitgetragen.

Aber auch diejenigen Ukrainerinnen und Ukrainer, die bereits vor Kriegsausbruch ein Studium bei uns
aufgenommen haben, müssen von der Gebühr freigehalten werden, da die finanzielle Unterstützung aus
der Heimat derzeit unmöglich ist. Die Lösung der Landesregierung über ein Stipendienprogramm
erscheint indes bürokratisch und verbunden mit einem zusätzlichen Aufwand für die Hochschulen.

Die Notwendigkeit, das Hochschulgebührengesetz nun eilig ändern zu müssen, mahnt uns indes,
nochmals generell über die Sinnhaftigkeit und die negativen Auswirkungen der diskriminierenden
Studiengebühren für internationale Studierende nachzudenken.

Doch die Gebührenfreistellung allein reicht längst nicht aus, um die ukrainische Studierenden schnell in
die Hochschulen aufzunehmen und ukrainische sowie gefährdete und verfolgte russische und
belarussische Forscherinnen und Forscher rasch und unkompliziert bei der Aufnahme und Fortsetzung
der Forschungstätigkeit zu unterstützen, wie es die Ministerpräsidentenkonferenz in ihrem heutigen
Beschluss vorsieht. Wir müssen vielmehr zahlreiche flankierende Maßnahmen angehen, denn es gilt die
Sprachbarrieren abzubauen und entsprechende Kursangebote zu schaffen, die Potentiale der Geflohenen
für die Beschulung der ukrainischen Kinder in den hiesigen Vorbereitungsklassen zu heben und auch
befristete Verträge von ukrainischen Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen möglichst für die Dauer
des Krieges zu verlängern. Diese Maßnahmen werden wir vom Ministerium einfordern und haben die
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Zusage erwirkt, dass dem Ausschuss binnen eines halben Jahres vom Wissenschaftsministerium
entsprechend berichtet wird.“

 


